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Politik, Ökonomie und Recht
Politique, économie et droit
Politica, economia e diritto Mitteilungen der FMH

An seiner Sitzung vom 21. Oktober 2000 behandelte
der FMH-Zentralvorstand unter anderem folgende
Geschäfte:

I. Sozialversicherungen

1. Neues Abgeltungsmodell für Medikamente
Das Eidg. Departement des Innern (EDI) teilte am
6. Oktober 2000 den Medien mit, dass der Bundesrat
das neue Abgeltungsmodell für die Abgabe von kas-
senpflichtigen Medikamenten auf den 1. Januar 2001
in Kraft gesetzt hat. Dieses Modell sieht vor, dass die
Beratungsleistung der Apothekerinnen und selbstdis-
pensierenden Ärzte vom Herstellungs- und Vertriebs-
anteil der Medikamentenkosten getrennt und neu
nach Tarifen vergütet wird. Gemäss Mitteilung des
EDI sollen die Leistungen bei der Medikamenten-
abgabe für die selbstdispensierenden Ärztinnen und
Ärzte durch Basisgrundleistungen gemäss TarMed-
Tarifstruktur abgegolten werden.

Falls das neue Abgeltungsmodell wirklich am
1.1.2001 in Rechtskraft erwachsen wird, gehen noch
12 Monate ins Land, bis der TarMed eingeführt ist und
die Medikamentenabgabe gemäss TarMed abgegolten
werden kann, was mit einer Einkommenseinbusse
in den 13 Selbstdispensationskantonen einhergehen
würde.

Der ZV beschliesst, eine Bekanntgabe der Preis-
vorstellungen des BSV bezüglich der SL-Preise abzu-
warten. Bei der Einführung von TarMed müssen die
Auswirkungen der Medikamentenabgabe auf die
Kostenneutralität berücksichtigt werden. Am 14. De-
zember dieses Jahres wird die FMH eine Veranstal-
tung zum Thema Direkte Medikamentenabgabe
durchführen, zu der auch der Vizedirektor des BSV,
Fritz Britt, eingeladen wird.

2. Honorarempfehlungen für ärztliche Zeugnisse
im Privatversicherungsbereich
(ehemals: «Tarifverzeichnis FMH»)
Das sogenannte «Tarifverzeichnis FMH», letztmals
revidiert am 1. Januar 1995, entspricht schon seit ge-
raumer Zeit nicht mehr der ökonomischen Realität.

Eine vom Zentralvorstand der FMH eingesetzte
Delegation unter Leitung von Dr. R. Schwarz, Präsi-
dent der Ärztegesellschaft Baselland, hat zusammen
mit den Vertretern des Schweizerischen Versiche-
rungsverbandes (SVV) das Tarifverzeichnis gründlich
überarbeitet. Die revidierten Empfehlungen wurden
vom Zentralvorstand der FMH und dem SVV geneh-
migt und auf 1. November 2000 in Kraft gesetzt.

Grosse Vorbehalte gegenüber den Tarifempfeh-
lungen äusserte das vorsorglich konsultierte Sekreta-
riat der Wettbewerbskommission. Es muss damit ge-
rechnet werden, dass eine kartellrechtliche Untersu-
chung eröffnet wird und je nach Ergebnis der Unter-
suchung die Anwendung der Honorarempfehlungen
schlimmstenfalls verboten wird.

Der ZV hält fest: Nachdem es sich um Empfeh-
lungen und nicht um einen bindenden Tarif handelt,
ist niemand gezwungen, sich daran zu halten. Dem-
gemäss sollen die Empfehlungen, nach vorhergehen-
der Orientierung der kantonalen Ärztegesellschaften,
in der Schweizerischen Ärztezeitung  publiziert wer-
den.

3. Arbeitsmedizin: Voraussehbare Auseinander-
setzungen zwischen Grundversorgern und Fach-
gesellschaft – weiteres Vorgehen seitens der FMH
Bis heute waren v.a. die Probleme rund um die Über-
gangsbestimmungen der sogenannten Eignungsver-
ordnung lokalisiert. Im Bereich der Eignungsverord-
nung wurde im wesentlichen ein Konsens zwischen
Generalisten und der Fachgesellschaft der Arbeits-
mediziner (SGARM) in dem Sinne erreicht, dass die-
jenigen Ärzte, die ohne spezifische Weiterbildung
diese Arbeit zur Zufriedenheit ausgeführt haben, in
Ruhe gelassen werden sollen. Diese Gespräche mit
dem BSV laufen, und in dieser Frage besteht zurzeit
kein Handlungsbedarf für den ZV. 

Probleme kündigen sich jedoch für die Zukunft
an: An einer Aussprache zwischen BSV, SECO, Ar-
beitsmedizin der SUVA, SGARM und der FMH wurde
seitens der Dres Kiener (SECO) und Schütz (SUVA) ein
sehr liberaler Kurs für die Zukunft favorisiert. Beide
gehen davon aus, dass es besser ist, vor Ort tätige und
wirklich interessierte Grundversorger (nur) unter
Supervision eines Arbeitsmedizinspezialisten auch in
Zukunft neu zu rekrutieren. Die gegenteilige Lösung,
die in der Schweiz fehlenden Arbeitsmedizinfach-
ärzte im Ausland zu rekrutieren, würde nach ihrer
Auffassung die schlechtere Versorgungsqualität er-
geben. Andererseits sind die Mitglieder der SGARM
der Überzeugung, dass neue arbeitsmedizinische Auf-
gaben nur von Fachärzten dieser Spezialität über-
nommen werden sollen. Damit ist ein Konflikt mit
den Grundversorgern vorprogrammiert.

Der ZV beschliesst, die Grundversorger über den
Standpunkt der SGARM zu informieren. Unter Lei-
tung einer Delegation des ZV soll eine erste Sitzung
mit Vertretern der Grundversorger und der SGARM
durchgeführt werden.

II. Qualitätssicherung

1. «Medical errors» – iatrogene Todesfälle
Das Plenum der KWFB fordert ein harsches Vorgehen
gegen die Verlautbarungen des BSV der Woche 38 des
Inhaltes, dass aufgrund ausländischer Studien mit
2000–3000 Todesfällen pro Jahr infolge medizini-
scher Fehler zu rechnen sei.

Aus den Verhandlungen
des FMH-Zentral-
vorstands



Schweizerische Ärztezeitung / Bulletin des médecins suisses / Bollettino dei medici svizzeri •2000;81: Nr 49 2772
Editores Medicorum Helveticorum

Politik, Ökonomie und Recht
Politique, économie et droit
Politica, economia e diritto Mitteilungen der FMH

Der Präsident informiert, dass das BSV am 5. De-
zember 2000 eine Tagung zu iatrogenen Todesfällen
organisiert, an der auch er referieren wird; Resultate
und Erkenntnisse sollen an einer grösseren Veran-
staltung zum Thema «Medical errors» weiterdiskutiert
werden.

Nach dem Motto: «We are looking for good
procedures, not for bad physicians» soll nach Ansicht
des Zentralvorstands das Thema positiv belegt und
der Umgang mit Fehlern gelernt werden. Die FMH-
Mitglieder sollen für die Problematik sensibilisiert
und es soll keine Vertuschungs- bzw. «Strafpolitik»
betrieben werden. Der ZV spricht sich erneut für eine
dauernde Fortbildung mit Rezertifizierung aus – eine
Aufgabe, welche der KWFB obliegt.

III. Aus-, Weiter- und Fortbildung

1. Vision Weiterbildung: Orientierung der Weiter-
bildungsverantwortlichen
Die KWFB-Plenarversammlung vom 28. September
2000 wünscht, dass die Weiterbildungsverantwortli-
chen ausführlich über das Projekt orientiert werden
und eine Umfrage im Sinne einer Meinungsbildung
unter ihnen vorgängig einer FMH-Stellungnahme
durchgeführt wird. Die Versammlung wurde durch
den Vorsitzenden über das Projekt orientiert, wünscht
jedoch explizit trotz der in den verschiedenen Kan-
tonen schon eingeleiteten Massnahmen («Dienstlei-
stungsärztinnen und -ärzte») eine Vernehmlassung.

Der ZV beschliesst, bei den Weiterbildungsver-
antwortlichen eine Vernehmlassung zur Vision Wei-
terbildung durchzuführen, die Kantonal- und die
Fachgesellschaften zu orientieren und die Unterlagen
über das Projekt auf dem Internet aufzuschalten.

2. Physikalische Medizin und Rehabilitation:
Revision des WB-Programmes; spez. Übergangs-
bestimmungen für Leiter von Rehabilitations-
kliniken
Anlässlich der letzten Revision des Weiterbildungs-
programmes Physikalische Medizin und Rehabilita-
tion (Inkraftsetzung per 1. Januar 2000) wurden spe-
zielle Übergangsbestimmungen formuliert, welche es

den Leitern von Rehabilitationskliniken erlauben
sollten, zu erleichterten Bedingungen in den Genuss
des Facharzttitels Physikalische Medizin und Rehabi-
litation zu gelangen. Der ZV hat dem Antrag der
Fachgesellschaft damals zugestimmt, jedoch unter
der Bedingung, dass der Facharzttitel nur nach be-
standener Facharztprüfung erteilt wird.

Die Anwendung dieser Übergangsbestimmungen
hat nun in verschiedenen Fällen zu Problemen, ins-
besondere zu Beschwerden geführt: Das Bestehen der
Facharztprüfung darf nach Meinung der betroffenen
Klinikleiter nicht verlangt werden, da die sanktionie-
rende Wirkung der Facharztprüfung auch für Kandi-
daten in Weiterbildung noch nicht existiere. Die
Schweiz. Gesellschaft für Physikalische Medizin und
Rehabilitation stellt jetzt den Antrag, auf den Nach-
weis der bestandenen Facharztprüfung zu verzichten.
Als Eventualantrag schlägt Dr. Schneider namens der
Fachgesellschaft vor, eine spezielle, auf die Rehabili-
tation beschränkte Facharztprüfung zu verlangen.

Der ZV unterstützt den Eventualantrag der
SGPMR.

IV. Organisatorisches

1. Wahl eines neuen Präsidenten und Vize-
präsidenten für die Belange der Medizinischen
Praxisassistentinnen
Im Bereich der MPA werden die Thematik des Labors
und des Röntgens immer wieder aufgeworfen. Der ZV
hält daran fest, dass das Labor durchführen kann, wer
über einen entsprechenden Qualitätsnachweis ver-
fügt. Bezüglich des Röntgens wird auf die Strahlen-
schutzverordnung verwiesen, welche alle nötigen
Voraussetzungen detailliert regelt.

Der ZV stimmt der Wahl von Herrn Dr. Michel
Marchev als Präsidenten und Herrn Dr. Jürg Kremo als
Vizepräsidenten des Aufsichtsrates der FMH für die
Belange der Medizinischen Praxisassistentinnen zu.
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